Eigentümer
Adresse							Datum





An das 
Finanzamt …… 
Adresse
Straße, Hausnummer


Betr.: Steuernummer xx//xxx/xxxx
Feststellung des Grundsteuerwertes auf den 1.1.2022 für das Grundstück Adresse , TE Nr. xx


Hiermit lege ich im Namen des xxxx gegen die  Feststellung des Grundsteuerwertes auf den 1.1.2022 für das Grundstück Adresse, TE xx
Einspruch ein.
Ich halte den Bescheid über die Feststellung des Grundsteuerwertes für rechtswidrig.
Bei der streitigen wirtschaftlichen Einheit handelt es sich um ein Teileigentum, das nach dem siebenten Teil des II. Abschnitts des Bewertungsgesetzes als Nichtwohngrundstück im Sachwertverfahren zu bewerten ist. Dieses Bewertungsverfahren halte ich  – jedenfalls für das Teileigentum – für verfassungswidrig. 
Für Teileigentum darf der Wert des Grundstücks nicht aus der Bruttogrundfläche abgeleitet werden. Das Teileigentum entspricht hinsichtlich seiner wirtschaftlichen Nutzung eher dem Wohnungseigentum als einem für gewerbliche Zwecke genutzten Gebäude. Zur Ermittlung des Grundsteuerwertes müsste daher eher auf die Nutzfläche und die übliche Miete für derartige Flächen abgestellt werden als auf die Bruttogrundfläche. Nach dem Sachwertverfahren werden mit der Bruttogrundfläche der wirtschaftlichen Einheit auch Teile des Gebäudes anteilig zugerechnet, die deren Nutzwert und Verkehrswert nicht erhöhen (vgl. Anlage 42 zu § 259 BewG). 
Richtigerweise dürfte zur Ermittlung des Grundsteuerwertes nur die tatsächliche Nutzfläche des Teileigentums berücksichtigt werden. 
Für verfassungswidrig hält der IVD außerdem die Tatsache, dass das Gesetz keine Möglichkeit vorsieht, nachzuweisen, dass der tatsächliche Verkehrswert des Teileigentums niedriger ist als der angesetzte Grundsteuerwert. Zumindest müsste das Gesetz dem Eigentümer die Möglichkeit einräumen, nachzuweisen, dass der tatsächliche Bodenwert niedriger ist als der angesetzte Bodenrichtwert. Nach § 247 Abs. 1 Satz 2 BewG dürfen Grundstückstiefe, grundstücksbezogene Rechte und Belastungen sowie Geschossflächenzahl, Ecklage, Zuschnitt und Oberflächenbeschaffenheit bei Ansatz des Bodenwertes nicht berücksichtigt werden (Vgl. Bock in Grootens, Grundsteuergesetz, Bewertungsgesetz, Kommentar, § 247 BewG, Rz. 57 und 58). Dies überschreitet das Maß einer zulässigen Typisierung und stellt eine unzulässige Nivellierung dar. 

Deshalb muss eine dem §198 BewG entsprechende Möglichkeit eröffnet werden, durch ein Gutachten nachzuweisen, dass der tatsächliche Bodenwert des Grundstücks erheblich von dem – nach § 247 Abs. 1 Satz 2 BewG unangepassten - Bodenrichtwert abweicht (Vgl. dazu auch Seer Finanzrundschau 2019, S. 941).
Außerdem halte ich es für rechtstaatswidrig, dass der Bescheid über den Grundsteuerwert bestandskräftig wird, bevor feststeht, wie hoch die Grundsteuer sein wird. Der Bürger kann nicht verpflichtet werden, einen Bescheid zu akzeptieren, dessen Rechtsfolge er nicht kennt und auch nicht absehen kann. Der Bescheid muss daher so lange änderbar bleiben, bis das Land Berlin seinen Hebesatz festgelegt hat. 
Das Begehren geht deswegen dahin, dass der Bescheid über die Feststellung des Grundsteuerwertes bis zu der zu erwartenden Entscheidung des BVerfG über die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes änderbar bleibt. Beim Finanzgericht Berlin-Brandenburg sind bereits mehrere Klageverfahren anhängig, in denen die Verfassungswidrigkeit der Regelungen über die Bewertung des Grundbesitzes für Zwecke der Grundsteuer geltend gemacht wird (Aktenzeichen: 3 K 3026/23, 3 K 3170/22 und 3 K 3018/23). 
Unter Hinweis auf diese Verfahren bitte ich, das Einspruchsverfahren gem. § 363 Abs. 2 Satz 1 AO ruhend zu stellen. Dies „erscheint zweckmäßig“, weil weder das Finanzamt noch das Finanzgericht über die Verfassungsmäßigkeit der Regelung entscheiden können. Nach Art. 100 Abs. 1 des Grundgesetzes ist dies dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vorbehalten. 
Unterschrift 




